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Sehr geehrte(r) Frau/Herr 

 

      

 

 

die AOK PLUS verarbeitet aufgrund ihrer Aufgabenstellung Sozialdaten und sonstige ge-
schützte personenbezogene Daten. Sie sind als Beschäftigter der AOK PLUS zur Wahrung des 
Sozialgeheimnisses nach § 35 SGB I und zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforde-
rungen, insbesondere der Vertraulichkeit und Integrität, nach der EU-Datenschutzgrundverord-
nung (EU-DSGVO) verpflichtet. 

Es ist Ihnen nach diesen Vorschriften untersagt, Sozialdaten (personenbezogene Daten unse-
rer Kunden und Betriebs- und Geschäftsheimnisse unserer Firmenkunden und Vertragspartner) 
sowie sonstige personenbezogene Daten unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen. 
Der Zugriff auf diese Daten und Informationen ist nur im Rahmen Ihrer dienstlichen Aufgaben 
erlaubt. Es ist Ihnen nicht gestattet, unbefugten Personen den Zugang zu Datenverarbeitungs-
anlagen und den Zugriff auf Programme und Daten zu ermöglichen sowie Programme und Da-
ten ohne Erlaubnis an Dritte weiterzugeben. 

Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort. 

Sie wurden darüber belehrt, dass Verstöße gegen das Sozialgeheimnis nach §§ 85, 85a SGB X 
bzw. gegen datenschutzrechtliche Vorgaben nach der EU-DSGVO und anderen einschlägigen 
Rechtvorschriften mit Freiheits- oder Geldstrafen geahndet werden können. Ein Verstoß kann 
zugleich eine Verletzung von dienst- oder arbeitsvertraglichen Geheimhaltungspflichten darstel-
len.  

Über die Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit und Integrität sowie des Daten- und Sozialgeheimnisses und 
die sich daraus ergebenden Verhaltensweisen wurde ich unterrichtet. Ein Exemplar dieser Verpflichtungserklärung 
sowie das Merkblatt zum Sozialdatenschutz habe ich erhalten. 
 

Ein Exemplar dieser Verpflichtungserklärung verbleibt in der Personalakte der AOK PLUS. 

 

 

 

 

 

     ,         

Ort, Datum  

 

 

 

   

Unterschrift der/des Verpflichteten Unterschrift des Verpflichtenden 

 

 

 

Anlage zur Verpflichtungserklärung  
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(Stand 25.05.2018) 

§ 35 SGB X Sozialgeheimnis 

(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 2 Zehn-
tes Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheim-
nis). Die Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb 
des Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind 
oder nur an diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Ange-
hörigen dürfen Personen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken kön-
nen, weder zugänglich sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der 
Anspruch richtet sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die Arbeitsgemein-
schaften der Leistungsträger und ihrer Verbände, die Datenstelle der Rentenversiche-
rung, die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, Integra-
tionsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Be-
rechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollver-
waltung, soweit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und 
§ 66 des Zehnten Buches durchführen, die Versicherungsämter und Gemeindebehörden 
sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Absatz 2 des Adoptionsvermitt-
lungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen, und die 
Stellen, die Aufgaben nach § 67c Absatz 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die Be-
schäftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das 
Sozialgeheimnis zu wahren. 
 

(2) Die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches und der übrigen Bücher des 
Sozialgesetzbuches regeln die Verarbeitung von Sozialdaten abschließend, soweit nicht 
die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) 
unmittelbar gilt. Für die Verarbeitungen von Sozialdaten im Rahmen von nicht in den An-
wendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 fallenden Tätigkeiten finden die Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und dieses Gesetz entsprechende Anwendung, soweit nicht in 
diesem oder einem anderen Gesetz Abweichendes geregelt ist. 

(2a) Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- 
oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, 
bleibt unberührt.  

(3) Soweit eine Übermittlung von Sozialdaten nicht zulässig ist, besteht keine Auskunfts-
pflicht, keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von 
Schriftstücken, nicht automatisierten Dateisystemen und automatisiert verarbeiteten So-
zialdaten. 
 

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 
 

(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Bu-
ches verarbeitet werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet werden, wenn schutzwürdige 
Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt wer-
den können. 
 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden neben den in Absatz 1 genannten Stellen auch Anwendung 
auf solche Verantwortliche oder deren Auftragsverarbeiter, 
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• die Sozialdaten im Inland verarbeiten, sofern die Verarbeitung nicht im Rahmen einer 
Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum er-
folgt, oder  

• die Sozialdaten im Rahmen der Tätigkeiten einer inländischen Niederlassung verar-
beiten.  

Sofern die Absätze 1 bis 5 nicht gemäß Satz 1 anzuwenden sind, gelten für den Verant-
wortlichen oder dessen Auftragsverarbeiter nur die §§ 81 bis 81c des Zehnten Buches. 
 

(7) Bei der Verarbeitung zu Zwecken gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 ste-
hen die Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und 
die Schweiz den Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten 
insoweit als Drittstaaten. 

§ 85 SGB X Strafvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gelten die Strafvorschriften des § 42 Absatz 1 und 2 des Bundesdaten-
schutzgesetzes entsprechend. 
 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der 
Verantwortliche, der oder die Bundesbeauftragte oder die nach Landesrecht für die Kon-
trolle des Datenschutzes zuständige Stelle. 
 

(3) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine 
Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 dürfen in ei-
nem Strafverfahren gegen die melde- oder benachrichtigungspflichtige Person oder ge-
gen einen ihrer in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen 
nur mit Zustimmung der melde- oder benachrichtigungspflichtigen Person verwendet 
werden. 

§ 85a SGB X Bußgeldvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gilt § 41 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. 
 

(2) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine 
Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 dürfen in ei-
nem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen die melde- oder be-
nachrichtigungspflichtige Person oder einen ihrer in § 52 Absatz 1 der Strafprozessord-
nung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung der melde- oder benachrichti-
gungspflichtigen Person verwendet werden. 
 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen werden keine Geldbußen verhängt. 
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Artikel 4 Nr. 1 EU-DSGVO personenbezogene Daten 

„Personenbezogene Daten“ [sind] alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifi-
zierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als identifizierbar wird 
eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu 
einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-
Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die 
Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturel-
len oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind. 

Artikel 5 Abs. 1 EU-DSGVO Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener  
Daten 

Personenbezogene Daten müssen  
 

• auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person 
nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu 
und Glauben, Transparenz“); 

• für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in ei-
ner mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; eine 
Weiterverarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissen-
schaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt gemäß 
Artikel 89 Absatz 1 nicht als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken („Zweckbin-
dung“); 

• dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“); 

• sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle ange-
messenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf 
die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt wer-
den („Richtigkeit“); 

• in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur 
so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich 
ist; personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit die personenbe-
zogenen Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und organisatori-
scher Maßnahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
der betroffenen Person gefordert werden, ausschließlich für im öffentlichen Interesse lie-
gende Archivzwecke oder für wissenschaftliche und historische Forschungszwecke oder 
für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet werden („Speicherbegren-
zung“); 

• in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezo-
genen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger 
Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbe-
absichtigter Schädigung durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
(„Integrität und Vertraulichkeit“). 

Artikel 29 EU-DSGVO Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters 

Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter unter-
stellte Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten hat, dürfen diese Daten ausschließ-
lich auf Weisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass sie nach dem Unionsrecht 
oder dem Recht der Mitgliedstaaten zur Verarbeitung verpflichtet sind. 

 


